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AL I 1988/1989 (4. Aufgabe - Aufsichtsarbeit)

„Steinau statt Brot“
1. Keine Begründung oder Rechtsbehelfsbelehrung

Ein schriftlicher Verwaltungsakt (Art. 35 BayVwVfG) ist grundsätzlich mit einer Begründung zu versehen (Art. 39 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). Insbesondere bei belastenden Verwaltungsakten, wie der Versagung einer Baugenehmigung, hat der Bürger aus rechtsstaatlichen Gründen ein Recht darauf, die Gründe für den Erlass eines Verwaltungsakts zu erfahren. Eine Verletzung der Begründungspflicht macht den Verwaltungsakt rechtswidrig, grundsätzlich jedoch nicht im Sinne von Art. 44 BayVwVfG nichtig, sonder nur anfechtbar. Das bedeutet, dass dieser Verwaltungsakt gemäß Art. 43 Abs. 1 BayVwVfG wirksam wird.

Eine gesetzliche Pflicht zur Erteilung von Rechtsbehelfsbelehrungen besteht nur für Bundesbehörden beim Erlass von schriftlichen Verwaltungsakten (§ 59 VwGO). Eine entsprechende Rechtspflicht für Landesbehörden existiert nicht. Gemäß §§ 70 Abs. 2, 58 Abs. 1 VwGO beginnen allerdings Rechtsbehelfsfristen nur im Falle einer ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung zu laufen. Fehlt eine solche, so hat der Betroffene noch innerhalb eines Jahres die Möglichkeit, gegen den Verwaltungsakt mit förmlichem Rechtsbehelf vorzugehen (§§ 70 Abs. 2, 58 Abs. 2 Satz 1 VwGO). Andere Rechtsfolgen hat das Fehlen einer Rechtsbehelfsbelehrung nicht, insbesondere wird hierdurch der Verwaltungsakt selbst nicht rechtswidrig.

2. Förmlicher Rechtsbehelf

a) Amann will die vom LRA abgelehnte Baugenehmigung (Verwaltungsakt, Art. 35 Satz 1 BayVwVfG) erstreiten. Vor Erhebung der hierzu erforderlichen Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1 Fall 2 VwGO) muss er zunächst Widerspruch einlegen (Verpflichtungswiderspruch, § 68 Abs. 1 und 2 VwGO), da das Vorverfahren hier gesetzlich nicht ausgeschlossen ist (§ 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO).

b) Den Widerspruch überprüft zunächst das LRA Steinau als Ausgangsbehörde (§ 72 VwGO). Hilft es dem Widerspruch nicht ab, so entscheidet die Regierung von Niederbayern als im hierarchischen Behördenaufbau nächsthöhere Behörde (§ 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 VwGO, Art. 59 Abs. 1 Satz 1 BayBO).

3. Aufschiebende Wirkung

§ 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO

Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung.

4. Noch ein förmlicher Rechtsbehelf

a) Amann kann gegen die Entscheidung der Widerspruchsbehörde Klage in der Form einer Verpflichtungsklage erheben (§ 42 Abs. 1 Fall 2 VwGO).

b) Über die Klage entscheidet sachlich das Verwaltungsgericht (§§ 40 Abs. 1 Satz 1, 45 VwGO) und örtlich das für den Regierungsbezirk Niederbayern (sowie die Oberpfalz) zuständige Verwaltungsgericht Regensburg (§ 52 Nr. 3 Satz 5 VwGO, Art. 1 Abs. 2 Nr. 2 AGVwGO).

5. Und ein formloser Rechtsbehelf

a) Formloser Rechtsbehelf (vgl. Art. 17 GG, 115 BV) zur Überprüfung des persönlichen Verhaltens eines Behördenangehörigen ist die Dienstaufsichtsbeschwerde.

b) Zur Einlegung formloser Rechtsbehelfe wie der Dienstaufsichtsbeschwerde ist nicht nur der unmittelbar Betroffene befugt, sondern jeder Interessierte, auch wenn er keine eigenen Rechte verfolgt. Auch Ceder kann also Dienstaufsichtsbeschwerde erheben.

c) Über die Dienstaufsichtsbeschwerde entscheidet der jeweilige Dienstvorgesetzte (Vgl. Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayBG). Regierungsamtmann Bauer ist Staatsbeamter; Dienstvorgesetzter ist somit der Landrat (Art. 37 Abs. 3 Satz 4 LKrO).

d) Der „informative Bescheid“ des Dienstvorgesetzten über die Dienstaufsichtsbeschwerde (kein Verwaltungsakt!) muss lediglich die Art der Erledigung des Rechtsbehelfs beinhalten. Er bedarf keiner Begründung, muss sich insbesondere nicht mit der Angelegenheit im Einzelnen auseinandersetzen.

e) Für die Entscheidung über die Dienstaufsichtsbeschwerde werden Kosten nicht erhoben, auch wenn diese erfolglos war (Art. 3 Abs. 1 Nr. 11 KG).

6. Überprüfung der BayBO durch den BayVGH

Prüfungsgegenstand einer Normenkontrolle nach § 47 VwGO sind neben den Satzungen und Verordnungen nach dem BauGB (§ 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO) alle Rechtsvorschriften im Range unterhalb von Landesgesetzen, soweit das Landesrecht dies bestimmt (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO). Der bayerische Gesetzgeber hat zwar von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht (Art. 5 AGVwGO). Die Bayerische Bauordnung ist aber (trotz ihrer Bezeichnung) ihrer Rechtsnatur nach keine Verordnung, sondern ein Landesgesetz (im formellen Sinn). Sie kann deshalb nicht vom Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (Art. 1 Abs. 1 AGVwGO) im Verfahren nach § 47 VwGO überprüft werden.

Die Prüfung derartiger Normen ist den Verfassungsgerichten vorbehalten (vgl. Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG, 98 Satz 4 BV).

7. Behördenaufbau

a) Das LRA Steinau ist eine Behörde mit Doppelcharakter. Es ist sowohl Behörde des Freistaates Bayern (Kreisverwaltungsbehörde) als auch Behörde des Landkreises Steinau (vgl. Art. 37 Abs. 1 LKrO).

Als Staatsbehörde der Unterstufe obliegt dem Landratsamt Steinau im Rahmen der bayerischen Behördenhierarchie (vlg. Art. 77 BV) die Wahrnehmung staatlicher Verwaltungsaufgaben (z.B. auf dem Gebiet des Bauordnungsrechts).

Als Kreisbehörde (vgl. Art. 10 BV) erledigt das LRA die Verwaltungsaufgaben des Landkreises Steinau.

b) Die Regierung von Niederbayern ist ausschließlich Staatsbehörde und als solche im dreistufigen Aufbau der inneren Verwaltung des Freistaates Bayern eine Behörde der Mittelstufe.

8. Förmlicher Rechtsbehelf gegen die Weisung

Als förmlicher Rechtsbehelf kommt allein der Widerspruch (§ 68 Abs. 1 VwGO) in Betracht. Dieser wäre u.a. nur dann statthaft, wenn die Weisung der Regierung von Niederbayern einen Verwaltungsakt (Art. 35 Satz 1 BayVwVfG) darstellt. Ein solcher setzt u.a. das Begriffsmerkmal der unmittelbaren Außenwirkung voraus. Diese Außenwirkung kommt einer Maßnahme nur zu, wenn sie sich nicht innerhalb ein und derselben Rechtsperson bewegt. Die Regierung als anweisende Behörde (höhere Bauaufsichtsbehörde, Art. 59 Abs. 1 Satz 1 BayBO) ist eine staatliche Mittelbehörde, deren Träger der Freistaat Bayern ist. Das LRA, an das die Weisung gerichtet ist, ist hier als Kreisverwaltungsbehörde (Art. 59 Abs. 1 Satz 1 BayBO) untere staatliche Verwaltungsbehörde (Art. 60 Abs. 1 BayBO). Die Weisung ergeht daher von einer Behörde des Freistaats Bayern an eine andere (nachgeordnete) Behörde des Freistaats Bayern. Sie verlässt damit nicht den Bereich der juristischen Person „Freistaat Bayern“ und hat deshalb keine Außenwirkung. Mithin ist die Weisung kein Verwaltungsakt und kann nicht mit Widerspruch angefochten werden.
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